
Betriebsräte haben es in der Hand (Teil 3) 

Schutz vor Gewalt am Arbeitsplatz 
Die Bahn ist das sicherste Ver-
kehrsmittel. Und die Unfallzah-
len sinken weiter (siehe Grafik). 
Das ist die gute Seite. Aller-
dings gibt es auch eine schlech-
te: Fahrgäste und Zugpersonal 
sind immer mehr Übergriffen 
und steigender Aggressivität 
ausgesetzt. Angst und Unsi-
cherheit sind für viele Kollegen 
ständige Begleiter und auch 
das Sicherheitsgefühl der Fahr-
gäste in den Zügen und auf 
den Bahnhöfen nimmt stetig 
ab. Hinzu kommt, dass viele 
Betroffene bei Delikten gegen 
die eigene Unversehrtheit auf 
eine Anzeige bei der Polizei 
verzichten. Warum Übergriffe, 
Anspucken und Beleidigungen 
lediglich auf Strafanzeige der 
Betroffenen als sogenannte An-
tragsdelikte verfolgt werden, 
ist zumindest in Deutschland 
ein gesamtgesellschaftliches 
Problem und muss von der 
Politik dringend angegangen 
werden. Vorbild dazu könnte 
das Schweizer Modell sein. Hier 
gibt es eine konsequente Ver-
folgung als Offizialdelikte „von 
Amts wegen“, was es den Ge-
schädigten erleichtert und zu 
einem gesellschaftlichen Erzie-
hungseffekt führt. Natürlich 
spielen dort auch andere Werte 
eine Rolle. In der Schweiz hat 
man weitaus mehr Respekt vor 
Eisenbahnern, Sicherheitskräf-
ten und Polizisten.

Hauptsächlich Bekämpfung 
der Symptome 

Neben diesen gesamtgesell-
schaftlichen Problemen ist aber 
auch Fakt, dass die bisherigen 
Schutzmaßnahmen in den 
deutschen Eisenbahnverkehrs-
unternehmen (EVU) hauptsäch-
lich die Symptome bekämpfen. 
Immer weiter steigende Fallzah-
len belegen deren Unwirksam-
keit und Unwirtschaftlichkeit. 
Damit kommen wir zur Verant-
wortung der Arbeitgeber, die 
– neben ihrer allgemeinen Für-

sorgepflicht – ebenso aufgrund 
gesetzlicher Regelungen des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes 
zur Schaffung sicherer Arbeits-
bedingungen verpflichtet sind. 
Was für die Beschäftigten posi-
tiv wirkt, kommt natürlich auch 
den Kunden zugute. Doch was 
fällt einem Betriebsrat in einem 
EVU auf, wenn er eine Gefähr-
dungsbeurteilung und entspre-
chende Schutzmaßnahmen 
zum Thema Sicherheit vorge-
legt bekommt? Richtig: Ihm 
begegnen überwiegend per
sonenbezogene Maßnahmen 
wie Deeskalationstrainings, 
Verhaltensrichtlinien oder Schu-
lungen. Eine festgelegte Maß-
nahmenhierarchie stellt jedoch 
das gesetzliche Prinzip des Ar-
beitsschutzes dar. Danach müs-
sen Gefährdungen zunächst 
vermieden werden. Erst wenn 
dies nicht möglich ist, muss 
beim Festlegen von Schutzmaß-
nahmen in der Reihenfolge 

•	technische Maßnahmen vor
•	organisatorischen Maßnah-

men vor
•	Schutzausrüstungen vor
•	Qualifizierungsmaßnahmen

vorgegangen werden. Das Kür-
zel für die gesamte Reihenfolge 
ist einprägsam und verbindlich: 
S.T.O.P. (Substitution – Tech-

nisch – Organisatorisch – 
Personenbezogen). Personen-
bezogene Maßnahmen stellen 
dabei regelmäßig diejenigen 
mit der geringsten Wirksamkeit 
dar und sind allenfalls ergän-
zend vorzusehen. Zuvor müs-
sen alle Möglichkeiten der Ver-
meidung oder der technischen 
und organisatorischen Präven-
tion ausgeschöpft werden – und 
zwar mit ausreichenden Res-
sourcen, mit dem nachvollzieh-
baren Schutzwillen und einer 
ernsthaften Zielverfolgung. 

Abwehrsprays reichen  
nicht aus

Damit kommt, entgegen der 
bisher üblichen Bevorzugung 
von Deeskalationsschulungen, 
dem Einsatz von Abwehrmit-
teln („Abwehrspray“) oder 
reinen Unterweisungen und 
Merkblättern zwar eine wichti-
ge unterstützende, aber in die-
sem Zusammenhang dennoch 
nachrangige Bedeutung zu. Ab-
wehrmittel stellen ein letztes 
Mittel zur Notwehr dar und 
nicht die einzig verbleibende 
oder vorgesehene Schutzmaß-
nahme. Weitaus wichtiger sind 
Aufbau und Erhalt von verschie-
denen persönlichen Ressourcen 
beim Zugpersonal. Das geht 
mit guten, stressfreien, famili-

enfreundlichen, ergonomischen 
wie sicheren Arbeitsbedingun-
gen, guter Bezahlung, sicheren 
Arbeitsplätzen, guter Qualifika-
tion, gutem Unternehmenskli-
ma, aber auch regelmäßiger 
Schulung zu unvermeidbaren 
Belastungssituationen und zu 
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen (wie zur Durchsetzung des 
Hausrechts) einher.

Betriebsräte sollten darauf ach-
ten, dass gerade die Gefährdun-
gen durch Dritte, durch Gewalt 
und Übergriffe, in den Gefähr-
dungsbeurteilungen erstens 
überhaupt auftauchen und 
zweitens auch durch wirksame 
Maßnahmen nach der oben 
dargestellten Maßnahmenhier-
archie bekämpft werden. In der 
europäischen Rahmenrichtlinie 
über die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes der Arbeitneh-
mer bei der Arbeit heißt es dazu 
eindeutig: „Die Verbesserung 
von Sicherheit, Arbeitshygiene 
und Gesundheitsschutz der Ar-
beitnehmer am Arbeitsplatz 
stellen Zielsetzungen dar, die 
keinen rein wirtschaftlichen 
Überlegungen untergeordnet 
werden dürfen.“ Die Arbeitge-
ber sind darüber hinaus ver-
pflichtet, sich unter Berücksich-

Das Verkehrsmittel Eisenbahn wird immer sicherer. Das gilt nur nicht für die Beschäftigten.

Quellen:
(1) �Statistisches Bundesamt (Destatis), 2017 

Verkehrsunfälle mit Personenschaden 
und Verunglückte im Eisenbahnverkehr 
Fachserie 8 Reihe 7

(2) DB AG, Sicherheitsberichte
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tigung der im Unternehmen 
bestehenden Risiken über den 
neuesten Stand der Technik und 
der wissenschaftlichen Erkennt­
nisse auf dem Gebiet der Ge­
staltung von Arbeitsplätzen zu 
informieren. Das Ziel ist dabei: 
Schutz vor Gewalt am Arbeits­
platz. Es betrifft auch Millionen 
von Pendlern auf dem Weg von 
und zur Arbeit und liegt damit 
nicht nur allein in der Hand der 
Arbeitgeber im Eisenbahnver­
kehrsmarkt. Es liegt auch im In­
teresse der Politik, hier endlich 
für eine wirkungsvolle Abhilfe 
zu sorgen. Aus den Veröffentli­
chungen der gesetzlichen Un­
fallversicherungsträger können 
dafür entsprechende bauliche, 
technische und organisatori­
sche Maßnahmen abgeleitet 
werden, die von Betriebsräten 
im Rahmen der Maßnahmen 
bei Gefährdungsbeurteilungen 
einzufordern sind. Dies muss 
spätestens dann erfolgen, 
wenn bisherige Sicherheitskon­
zepte und die genannten perso­
nenbezogenen Maßnahmen 
keinen wirklichen Schutz bie­
ten. Lösungsansätze wären 
beispielsweise: 

Bauliche und technische 
Präventionsmaßnahmen 
•	Sicherheit schon bei Bestel­

lung, Planung und Konstruk­
tion berücksichtigen,

•	Fluchtmöglichkeiten und 
Ausgänge vorsehen, 

•	Übersichtlichkeit gewähr­
leisten,

•	Gedränge und beengtes Sit­
zen vermeiden – für präventi­
ve Deeskalation (angespannte 
und erregte Menschen benö­
tigen mehr Raum, sie empfin­
den das Eindringen eines 
Fremden in die eigene Intim­
sphäre als besonders störend), 

•	baulich-technische Zutrittsbe­
schränkungen – unter ande­
rem zur Durchsetzung von 
Hausverboten, 

•	Informationsangebote und 
Fahrzeitanzeigen – sie entfal­
ten eine beruhigende Wirkung, 

•	Beleuchtung und Ausleuch­
tung – für ein höheres Sicher­
heitsgefühl,

•	Rückzugsräume – Schutzbe­
reiche wie „Dienstabteile“ an­
bieten,

Sicherheitstechnische 
Einrichtungen 
•	geeignete und einfachste Not­

rufsysteme für Zugpersonal 
und Fahrgäste (Notrufknöpfe 
und -geräte, Sprechfunkgerä­
te, Personen-Notsignal-Anla­
gen, Ortungssysteme), 

•	Sicherstellung eines lücken­
losen Empfangs, 

•	unverzügliche Weiterleitung 
von Not- und Hilferufen,

•	Ausschöpfung neuester tech­
nischer Möglichkeiten bei Zu­
gangskontrollsystemen,

•	Hausverbote und sogar 
Rauchverbote technisch un­

terstützen (beispielsweise 
durch Sensoren, Warnmelder 
oder Videoeinrichtungen),

•	weitgehende Verlagerung von 
Kontrolle und Durchsetzung 
vom Menschen auf die Tech­
nik,

Organisatorische 
Präventionsmaßnahmen
•	Reduzierung von Wartezeiten 

und Verspätungen – als echte 
Risikominimierung, 

•	Sicherstellen von Anschlüssen 
(„Deutschlandtakt“), Puffer­
zeiten in den Fahrplänen,

•	Informations- und Meldekon­
zepte für Fahrgäste und Zug­
personal,

•	klare Entscheidungsbefugnis­
se des Zugpersonals („Durch­
setzung Hausrecht“),

•	kürzeste Eintreffzeiten bei An­
forderung von Hilfe (Sicher­
heitspersonal, Polizei, Feuer­
wehr),

•	Alleinarbeit bei Kundenkon­
takt unterbinden, Personal­
stärke abhängig von Auslas­
tung,

•	mehrsprachige (automatisier­
te) Ansagen, Beschilderungen 
und Aushänge,

•	sichtbare Begrenzungen und 
Verbote (beispielsweise Fahr­
räder, Hunde, Rauchen, Alko­
hol).

Die Gewährleistung größtmög­
licher Sicherheit für das Zugper­
sonal und die Kunden bedeutet 
also, dass sich Besteller, Her­
steller und Arbeitgeber stärker 

als bisher und vor allem mit 
wirksameren Methoden ausei­
nanderzusetzen haben. Der Ruf 
nach mehr Polizei und Sicher­
heitskräften ist die eine – not­
wendige – Seite der Medaille, 
die aber leider auch wieder nur 
diese Menschen den Gefahren 
aussetzt. 

GDL: nachhaltige Verbesse-
rung der Sicherheit 

Die GDL setzt sich für eine 
nachhaltige Verbesserung der 
Sicherheit im und am Zug für 
Kunden und  das Zugpersonal 
ein. Dazu gehört auch die Si­
cherheit in den Bahnhöfen und 
als organisatorische Maßnah­
me die Erhöhung der Präsenz 
bei der Bundespolizei. Beson­
ders wichtig ist parallel die aus­
reichende Besetzung mit Zug­
begleitpersonal. Die GDL 
fordert darüber hinaus, Neu­
fahrzeuge im Eisenbahnver­
kehrsmarkt insbesondere unter 
Schutzgesichtspunkten nach 
aktuellem Stand der Wissen­
schaft und Technik zu gestal­
ten. Bestandsfahrzeuge und 
bauliche Einrichtungen müssen 
ebenfalls fit gemacht werden, 
technische Einrichtungen zur 
Notfallkommunikation stärker 
genutzt und vor allem muss 
insgesamt der technischen und 
räumlichen Prävention vor 
Übergriffen der Vorrang einge­
räumt werden. Das können  Be­
triebsräte, Gesamt- und Kon­
zernbetriebsräte im Rahmen 
ihrer Mitbestimmungsrechte 
voranbringen. Das sollten sie 
vor Augen haben, wenn wieder 
einmal nur die üblichen perso­
nenbezogenen Maßnahmen 
dafür sorgen sollen, dass die 
Verantwortung der Arbeitgeber 
auf die Kollegen abgewälzt 
wird. Die Eisenbahnsicherheit 
muss um den Schutz vor Ge­
walt und Übergriffen erweitert 
werden! Das ist ein zentraler 
Punkt, den die GDL als die ge­
werkschaftliche Interessenver­
tretung des Zugpersonals an 
allen politischen Stellen ver­
folgt und weiter verfolgen  
wird. 

� M. B.

Beim Schweizer Modell werden 
Übergriffe gegen das Zugpersonal 
konsequent als Offizialdelikte „von 
Amts wegen“ verfolgt. In Deutsch­
land ist dazu eine Strafanzeige not­
wendig.
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Gesetzliche Schutzregelungen 
(Auszüge)
§ 618 BGB – Pflicht zu Schutzmaßnahmen: 

(1) Der Dienstberechtigte hat Räume, Vorrichtungen oder Gerät­
schaften […] so einzurichten und zu unterhalten und Dienstleistun­
gen, die unter seiner Anordnung oder seiner Leitung vorzunehmen 
sind, so zu regeln, dass der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und 
Gesundheit soweit geschützt ist, als die Natur der Dienstleistung es 
gestattet.“

§ 4 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG):

(1) Die Arbeit ist so zu gestalten, dass eine Gefährdung für das Leben 
sowie die physische und die psychische Gesundheit möglichst ver­
mieden und die verbleibende Gefährdung möglichst gering gehal­
ten wird; 

(2) Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekämpfen; 

(5) individuelle Schutzmaßnahmen sind nachrangig zu anderen 
Maßnahmen;
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